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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
VI. Schluß.) 


Sollte der Reichsrath allen dieſen Rückſichten genügen, ſollte er 
auch äußerlich die Landtage überragen und wie ein direct gewähltes 
Parlament in ſeiner Zuſammenſetzung nicht nur die Ländereinheiten, 
ſondern auch die kleinſten Ländertheile wiederſpiegeln, dann war es 
natürlich, daß das Februarpatent über jene Mitgliederzahl weit hinaus⸗ 
griff, welche in dem Octoberdiplom, wenn auch nicht ausdrücklich nor⸗ 
mirt, ſo doch allem Anſcheine nach gedacht war. „Im Nachhange des 
Diploms“ war durch ein kaiſerliches Handſchreiben an den Miniſter⸗ 
präſidenten die Zahl der von den Landtagen zu entſendenden Mit— 
glieder des Reichsrathes auf 100 erhöht worden; das Februarpatent 
hat dieſe Zahl mehr als verdreifacht und die Abgeordnetenzahl auf 343 
fixirt, 223 Abgeordnete ſollten auf die Lauder des engeren Reichs⸗ 
rathes, 120 auf die Länder der ungariſchen Krone entfallen. 

Was die Vertheilung der Abgeordnetenzahl auf die einzelnen 
Landtage anbelangt, ſo wollte das Grundgeſetz des Februar, wie der 
authentiſche Commentar zu demſelben“) ſagt, nur jene Grundſätze verwirk⸗ 
lichen, welche in dem wiederholt erwähnten Octoberhandſchreiben aus⸗ 
geſprochen waren, nämlich die „Ausdehnung, Bevölkerung und Beſteue⸗ 
rung“ der Länder zum Vertheilungsmaßſtab nehmen. 

Zu dieſem Zwecke wurde daher zunächſt auf die alte, von der 
Verwaltung ſoeben erſt aufgegebene Kreiseintheilung zurückgegriffen und 
hiemit das Moment der Ausdehnung inſoferne zur Geltung gebracht, 
„als die größeren Länder durchgängig in eine beträchtliche Zahl von 


* In der „Wiener Zeitung“ vom 27. Februar 1861, angeblich aus 
Perthaler's Feder. 


Kreiſen zerfielen, während die kleineren ſelbſt nur Kreiſe vorſtellen.“ 
Jede der auf dieſe Weiſe gewonnenen Gebietseinheiten und jede Landes— 
hauptſtadt ſollte mindeſtens einen Vertreter erhalten; dieſe Vertretung 
ſollte aber potenzirt werden, ſobald das Moment der Bevölkerung oder 
Beſteuerung mit Gewicht in die Wagſchale fiel. Dies galt rückſichtlich 
der Bevölkerung als gegeben, wenn die Bewohnerzahl eines Terri— 
toriums die Ziffer von 200.000 überſchritt, und zwar ſollte für jeden 
weiteren Zuwachs der Bevölkerung bis zu je 100.000 Bewohnern die 
Vertretung um je einen Abgeordneten wachſen. Auſ Grund überwiegen— 
der Steuerlaſt endlich ſollten alle deutſchen Bundesländer ohne nähere 
Unterſcheidung eine ſtärkere Vertretung in der Art erhalten, daß jeder 
Gebietseinheit in dieſer Ländergruppe aus dieſem Grunde ein Vertreter 
mehr zuerkannt wurde. 

Es entfielen in Folge dieſer Abwägung der Intereſſen auf die 
vier kleinſten Länder (Trieſt, Görz, Iſtrien, Vorarlberg) je 2, auf 
Salzburg 3, Kärnten, Bukowina, Dalmatien je 5, Krain und Schleſien 
je 6, Tirol und Oberöſterreich je 10, Steiermark 13, Niederöſter⸗ 
reich 18, Lombardo-Venedig 20, Galizien 38, Böhmen 54 Abgeord— 
nete. Ob die Vertheilung in allen Einzelheiten mit den angenommenen 
realen Grundlagen ſtimmte, dies wollen wir hier nicht unterſuchen; 
gewiß iſt aber das Eine, daß die größte Schwierigkeit bei der Ver⸗ 
knüpfung der Idee der Länderautonomie mit jener der Reichseinheit, 
die Bewahrung der kleinen Länderindividuen vor der Erdrückung durch 
die großen Königreiche, glücklich überwunden war. 

Das zweite Problem, die Gliederung der Geſammtzahl der 
Abgeordneten der einzelnen Landtage nach Curien und Gruppen, iſt 
nicht in dem Grundgeſetze über die Reichsvertretung ſelbſt, ſondern in 
einem Anhange zu den einzelnen Landesordnungen gelöſt worden; das 
Reſultat gehört aber nichtsdeſtoweniger in den Rahmen dieſer Dar- 
ſtellung. 

Mit Ausnahme des Trieſter Landtages, welcher ſeine zwei 
Abgeordneten in einem Wahlgange zu wählen hatte, ſollte das Plenum 
aller anderen Landtage die Wahl aus 2, 3, 4 oder 5 Curien voll⸗ 
ziehen, je nachdem die zu wählenden Reichsrathsabgeordneten und die 
Landtagsmitglieder einer beſtimmten Intereſſengruppe mehr oder minder 
zahlreich waren. In den großen Ländern (Galizien, Böhmen, Mähren, 
Oeſterreich unter und ob der Enns, Steiermark) war der Landtag zu 
dieſem Zwecke in die fünf Curien der Großgrundbeſitzer und Träger 
von Virilſtimmen, der Hauptſtadt, der Handelskammern, der Städte und 
endlich der Landgemeinden zerlegt; in den übrigen Ländern, welche die 
Elemente für fünf ſelbſtſtändige Curien nicht beſitzen, war in verſchie⸗ 
denen Combinationen eine Zuſammenziehung in 4, 3 oder ſogar nur 
2 Curien erfolgt, aber die Sonderung von Stadt und Land, die 
Trennung des großen Grundbeſitzes von der Bauernſchaft kam als 
leitendes Princip ſelbſt in den kleinſten Ländern zum Ausdrucke. 

Mit dieſer grundſätzlichen Curienwahl war durch die Februar⸗ 
verfaſſung der große politiſche Gedanke der Vertretung aller ſocialen 
Schichten im Reichsrathe verwirklicht, welcher in dem Octoberdiplom 


hinter der Idee der Länderautonomie vollſtändig zurückgetreten war. 
So wie die Landtage des Februar an die Stelle der alten Ständever- 
tretung jene der Intereſſen geſetzt hatten, ſo ſollte in dem Reichsrathe 
jede Intereſſengruppe zur Vertretung gelangen, welche in einem Land: 
tage zur Erſcheinung kam. 

Hiebei blieb aber die Februarverfaſſung nicht ſtehen. So wie die 
Majoriſirung einer ſocialen Minorität ausgeſchloſſen war, ſo ſollte auch 
die Majoriſirung eines Landestheiles durch den anderen unnöglich 
gemacht werden. Mit Ausnahme der kleinſten Länder (d. i. jener mit 
nur zwei Reichsrathsabgeordneten und der Bukowina) erfolgte daher 
durchswegs in der Curie der Städte und Landgemeinden noch eine 
weitere Sonderung, nämlich nach territorialen Rückſichten, und zwar 
zerfielen dieſe Curien in Nieder- und Oberbſterreich in 2, Steier⸗ 
mark 3, Tirol 2, Böhmen 11, Mähren 6, in Galizien endlich die 
Stadteurie in 5, die Landcurie in 14 Gebiete. Auch innerhalb der Länder 
ward ſomit dem Individualismus ſein Recht, und es iſt klar, daß 
hier wie durch die Curien indirect überdies noch ein anderes, wichtiges 
Jutereſſe ſeine Wahrung fand, welches direct nicht zur Geltung 
gebracht werden konnte, nämlich jenes der nationalen Minoritäten. Wo 
die Volksſtämme in ſcharfer geographiſcher Trennung von einander 
leben, mußte die Gruppenwahl die örtlich zuſammengedrängte Minder— 
heit zur Anerkennung bringen; wo die Stämme ſich nicht räumlich 
trennen, ſondern nur ſocial eine verſchiedene Lagerung haben, mußte 
die Curienwahl verhindern, daß die die höheren Bevölkerungsſchichten 
füllende nationale Minorität in den fremdſprachigen Maſſen ver— 
ſchwinde. 

Die Februarverfaſſung hat dieſen richtigen Gedanken der Gruppen— 
wahl nur nicht in alle ſeine Conſequenzen verfolgt und bei der Curie 
der Großgrundbeſitzer z. B. eine Gliederung auch dort nicht verſucht, 
wo ſie leicht möglich, ja durch das Beiſpiel der Landtagswahlordnung 
nahegelegt war. Hiedurch, dies läßt ſich nicht beſtreiten, iſt die 
Schaffung der entſcheidenden Majoritäten vielfach von wenigen Stimmen 
abhängig geworden und damit die Macht des Zufalls ebenſo zu ſchäd— 
licher Steigerung als der Einfluß außerhalb der Wählerſchaft liegen— 
der Factoren zu ſtörendem Einfluß gelangt. 

Der Gedanke der Intereſſenvertretung hat vielfache Anfechtung 
erfahren, es iſt desgleichen wiederholt und lebhaft beſtritten worden, 
daß die gerechte Würdigung aller einſchlägigen Intereſſen der Februar— 
verfaſſung wirklich gelungen ſei. So viel ſcheint uns aber unzweifel⸗ 
haft, daß die Februarverfaſſung in der Zuſammenſetzung des Reichs 
rathes einen energiſchen Schritt nach vorwärts gethan hat, um dem 
Reichsrathe den Charakter einer Volksvertretung zu verſchaffen und daß 
die Conſtruction des Reichsrathes aus den Landtagen nach einem durch— 
dachten Syſtem zu einem kunſtvollen Bau gegliedert iſt. 

Mit dieſer Erweiterung 
Befugniſſe und Wirkſamkeit des Reichsrathes Hand in Hand. Von der 
Schaffung des engeren Reichsrathes und der Competenzverrückung zu 
Gunſten desſelben haben wir geſprochen. Es erübrigt nun nur noch, 
kurz der Veränderung der virtuellen Befugniſſe zu gedenken. 

Nach dem Grundgeſetze des Februar iſt die Mitwirkung des 
Reichsrathes an der Geſetzgebung zweifellos eine „beſchließende“ und 
der Streit über „Mitwirkung“ und „Zuſtimmung“ des Octoberdiploms 
ein müßiger geworden. Sie fand eine belangreiche Einſchränkung nur in 
dem vielberufenen $ 18, welcher dem Verorduungsrechte der Regierung 


zur Zeit, in welcher der Reichsrath nicht verſammelt blieb, eine durch- 


greifende Macht verlieh, wie 
eingeräumt war. 

Der Einfluß auf die Geſetzgebung ſollte ferner nicht nur ein 
abwehrender ſein, ſondern es war der Reichsvertretung durch das 
Recht der Initiative auch die Möglichkeit gegeben, der Geſetzgebung 
neue Impulſe zu verleihen. Für die Form der Verhandlungen war das 
Recht der Oeffeutlichkeit und das Recht der Regierung, an den Ver⸗ 
handlungen theilzunehmen, anerkannt. Die Periodicität der Berufung 
des Reichsrathes, welche indirect ſchon durch das Diplom normirt 
war, wurde jetzt für jedes Jahr ausdrücklich feftgeſtellt und der 
praktiſchen Löſung vorbehalten blieb nur die Frage, ob die jährliche 
Berufung blos für den geſammten oder auch für den engeren Reichs- 
rath bindend zugegeben war. 

Was das Octoberdiplom nur in den Grundzügen entworfen, das 
Inſtitut einer öſterreichiſchen Reichsvertretung, das war ſomit in dem 
Grundgeſetze des Februar ſo weit ausgebaut worden, daß der Schritt 


ſie in keiner der ſrüheren Verfaſſungen 
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der Baſis ging die Erhöhung der 


zur Berufung der Reichsvertretung gethan werden konnte. Dieſer Schritt 
nun wurde von den Schöpfern des Februarpatentes auch gethan und 
dieſer Schritt bildet einen Wendepunkt in der öſterreichiſchen Verfaſſungs— 
geſchichte ſeit 1848, welchem kaum ein zweiter an Bedeutung gleich— 
kommt. Mit dieſem Schritte iſt die öſterreichiſche Verfaſſungsfrage 
wirklich in Fluß gekommen, denn diesmal war zum erſten Male eine 
Verfaſſung von dem Papiere hinweg in's Leben hinübergeführt worden. 
Von dieſem Augenblicke an iſt das Inſtitut der Volksvertretung in 
Oeſterreich ernſthaft nicht mehr in Frage gezogen worden und hat eine 
Volksvertretung thatſächlich immer getagt. An dem Inſtitute der Reichsver— 
tretung hat wohl noch mancher Angriff und auch mit Erfolg ſtatt⸗ 
gefunden, die Wirkſamkeit des Reichsrathes ſelbft iſt vorübergehend 
ſiſtirt worden, eine grundſätzliche, abſolute Negation eines über die 
Ländereinheiten hinausreichenden centralen Vertretungskörpers hat aber 
das Feld nicht mehr zu behaupten vermocht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Nachmachung, beziehungsweiſe die Anfertigung der Zeichen 

einer regiſtrirten gewerblichen Marke begründet, inſoferne dieſe 

Markenzeichen nicht zur Bezeichnung eines Erzeugniſſes der 

durch die regiſtrirte Marke geſchützten Waarengattung verwendet 
werden, keinen Eingriff in das Markenrecht. 

Dr. Hermann K. in T., Vertreter der Société anonyme de 
la destillerie de la liqueur Benedictine de ’Ablave de Fécamp, 
erſtattete im Jänner 1885 an den Magiſtrat in T. die Anzeige, daß 
der Buchdrucker Auguſt S. in T. Marken, welche den auf den 
Namen der Société bei der Wiener Handelskammer sub Nr. 1494, 
1495, 1504 und 1567 regiſtrirten Marken für Benedictiner-Liqueur 
täuſchend ähnlich ſind, erzeugt, und theils in ſeinem Geſchäftslocale 
theils durch ſeine Reiſenden in größeren Mengen verkauft. Er ſtellte 
ſohin die Bitte: 

1. gegen S. das Verfahren wegen Markeneingriffes einzuleiten; 

2. S. des Markeneiugriffes durch Nachmachung der oberwähnten 
regiſtrirten Marken ſchuldig zu erkennen und angemeſſen zu beſtrafen; 

3. dem Geklagten den weiteren Verkauf dieſer Marken einzu— 
ſtellen und die Unbrauchbarmachung der zur Herſtellung derſelben 
dienenden Werkzeuge zu verfügen; 

4. eine Localunterſuchung der Menge der beim Geklagten vor— 
handeuen, zum Verkaufe beſtimmten Marken feſtzuſtellen und über 
letztere die Beſchlagnahme zu veranlaſſen, endlich 

5. den Geklagten zum Erſatze der Koſten des Verfahrens zu 
verhalten. 

Das Bürgermeiſteramt in T. erachtete laut ſeines Beſcheides 
vom 24. Jänner 1885, 3. 933, mit Rückſicht auf die 88 4 und 6 
des Markeuſchutzpatentes und 8 46 Gewerbeordnung in eine Amts- 
handlung über dieſe Beſchwerde nicht eingehen zu können, nachdem 
(von dem Beſchwerdeführer) nicht angegeben iſt, daß von den angeblich 
durch Auguſt S. nachgemachten Marken Nr. 1494, 1495, 1504 und 
1567 (Wiener Regiſtrirung) der Société anonyme zur Bezeichnung 
von Liqueuren Gebrauch gemacht worden wäre und daß überhaupt 
dieſe Marken in Verwendung gekommen ſeien. 

Die Landesregierung gab dem dagegen gerichteten Recurſe der 
Soeiete mit der Entſcheidung vom 10. März 1885, Z. 2560, keine 
Folge, „weil im Grunde des $ 1 und im Zuſammenhalte mit dem 
§ 6 des kaiſerlichen Patentes vom 7. December 1858 unter Marke 
im Sinne des Geſetzes nur jene beſonderen Zeichen verſtanden werden, 
welche dazu dienen, die zum Handelsverkehre beſtimmten Erzeugniſſe 
und Waaren eines Gewerbetreibenden von jenen anderer Gewerbe— 
treibenden zu unterſcheiden. Gemäß § 4 cit. erſtreckt ſich das Allein⸗ 
recht auf eine Marke nur bezüglich jener Gattung von Waaren, zu 
welchen die Erzeugniſſe des Gewerbes, für welches die geſchützte Marke 
beſtimmt iſt, gehören, und da vom Kläger weder nachgewieſen, noch 
überhaupt behauptet wurde, daß die von Auguſt S. verfertigten 
Marken zur Bezeichnung einer Liqueurgattung verwendet wurden, ſo 
wird die berufene Entſcheidung als im Geſetze begründet beſtätigt.“ 

In ihrem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe 
ſuchte die Soeisté auf Grund der Beſtimmungen des § 15 des Patentes 
nachzuweiſen, daß ſchon die bloße Nachmachung regiſtrirter Marken, 
abgeſehen von deren Verwendung auf Waaren, ein Eingriff in das 


Markenrecht ſei. Die von Auguſt S. erzeugten Marken können ihrer 
Natur nach zu nichts als zur Bezeichnung von Benedictiner⸗Liqueur 
dienen, und daß ſie thatſächlich dazu dienen, davon habe der Magiſtrat 
in T. ſelbſt Kenntniß erlangen müſſen, weil in einem anderen Marken⸗ 
ſtritte der Société ein Liqueurfabrikant in T., um die Provenienz der 
an ſeinen Liqueurflaſchen befeſtigten Marken befragt, den Auguſt S. 
als Lieferanten derſelben bezeichnete. Es wurde ſonach die Bitte geſtellt, 
falls S. auf Grund des Vorgebrachten nicht geſtraft werden könnte, 
wenigſtens das Verbot des ferneren Verkaufes dieſer Marken gegen ihn 
zu erlaſſen, weil er nach der Gewerbeordnung kein Recht hat, ohne 
Auftrag eines Beſtellers die geſchützten Marken zu erzeugen, beziehungs- 
weiſe nachzumachen und zu verkaufen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls unterm 8. Juli 
1885, 8. 11.065, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium dem Recurſe des Dr. Hermann K. in T., Vertreter der 
Société anonyme de la destillerie de la liqueur Bénédictine de 
Abbaye de Fécamp, gegen die Entſcheidung der k. k. Statthalterei 
vom 10. März 1885, 3. 2560, womit unter Beſtätigung des 
Beſcheides des Bürgermeiſteramtes in T vom 24. Jänner 1885, 8 933, 
die Einleitung des Verfahrens gegen den Buchdrucker Auguſt S. in T. 
wegen Eingriffes in das Markenrecht der genannten Geſellſchaft durch 
Nachmachung von auf ihren Namen regiſtrirten Marken abgelehnt wurde, 
keine Folge zu geben, weil nach § 2 im Zuſammenhalte mit § 4 und 
8 9 des kaiſ. Patentes vom 7. December 1858, R. G. Bl. Nr. 230, 
durch die Regiſtrirung einer Marke nur das Alleinrecht zum Gebrauche 


derſelben im Sinne des § 1 dieſes Geſetzes, nämlich in Verbindung 


mit der Waare, welche durch die Marke geſchützt werden ſoll, erworben 
wird, dieſer Gebrauch der angeblich nachgemachten Marken ſeitens des 
Beklagten aber von der recurrirenden Partei weder behauptet, noch 
nachgewieſen wird, mithin für die Behörde ein Aulaß zum Einſchreiten 
im Sinne des bezogenen Geſetzes nicht vorliegt.“ W. 


Streitigkeiten über Ableitung des Jauchewaſſers einen nicht 
zur Competenz der politiſchen Behörden, da die Beſtimmungen 
des Waſſerrechtsgeſetzes ſich nur auf die durch atmoſphariſche 
Niederſchläge angeſammelten Gewäſſer und auf deren natür⸗ 
lichen Abfluß über Grundſtücke beziehen. 

Mit der Klage de praes. 26. Juli 1883, 3. 5944, belangte 
Richard M., Grundbeſitzer Nr. 11 in S., den Joſeph W., Grundbeſitzer 
Nr. 12 ebendort, auf Beſeitigung einer Jauchegrube von der Realität 
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Nr. 12 in S. und bat zugleich um das Erkenntniß, daß der Geklagte 


nicht berechtigt iſt, das ſich auf ſeiner Realität Nr. 12 anſammelnde 
Dünger- und Regenwaſſer, beziehungsweiſe von der obbezeichneten Grube 
auf den Hof der Realität Nr. 11, abzuleiten. 

Gegen dieſen Klagsanſpruch erhob der Geklagte vor Allem die 
Einwendung des nicht gehörigen Gerichtsſtandes, indem derſelbe behaup— 
tete, daß nach dem Reichsgeſetze vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, 
und nach dem Landesgeſetze für Mähren vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. 
Nr. 65, SS 4, lit. b und 75, alle Angelegenheiten, welche ſich auf 
die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in den Wir⸗ 
kungskreis der politiſchen Behörden gehören. 

Das k. k. Bezirksgericht in Prerau hat mit Urtheil vom 7. Mai 
1884, 3. 2501, dieſer Einwendung keine Folge gegeben, welches Urtheil 
über Appellation des Geklagten das k. k. mähriſch-ſchleſiſche Ober- 
landesgericht mit Urtheil vom 29. Juli 1884, 3. 6910, beſtätigte. 

Der a. o. Reviſionsbeſchwerde des Geklagten hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Eutſcheidung vom 19. Februar 1885, Z. 733, keine 
Folge zu geben befunden. — Gründe: Der a. o. Reviſions⸗ 
beſchwerde des Geklagten könne gemäß Hofd. vom 15. Februar 1833, 
J. G. S. Nr. 2593, nur im Falle einer Nullität oder einer offen- 
baren Ungerechtigkeit ſtattgegeben werden. Dieſe Vorausſetzung liegt 
aber nicht vor, weil es ſich nach Lage der Acten um die Beſeitigung 
einer in dem zur Realität des Geklagten Nr. 12 in S. gehörigen 
Hofe befindlichen Jauchengrube, in welcher ſich nebſtbei auch das 
Regenwaſſer anſammelt und keineswegs um den natürlichen Abfluß 
der Niederſchlagwäſſer über Grundſtücke (§S 11 des Waſſerrechtsgeſetzes 
für Mähren vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 65), daher um 
eine Angelegenheit handelt, welche als nach 8 75 dieſes Geſetzes in 
den Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehörig nicht angeſehen 
werden könne. G.⸗H. 


r 


Dr. Ludwig Gumplowicz, Prof. der Staatswiſſenſchaften an der 
Grazer Hochſchule: Grundriß der Sociologie. Wien, Manz, 1885. 

Vielleicht iſt es verfrüht, einen „Grundriß“ der Sociologie heute ſchon 
zu geben, wo dieſer neue Wiſſenszweig kaum zu ſproſſen beginnt und hervor⸗ 
ragende Denker (ſiehe im Buche ſelbſt Rümelin S 60 ı. ff.) die Möglichkeit 
einer wiſſenſchaftlichen Grundlegung der „ſocialen Geſetze“ mit beachtenswerthen 
Gründen in Frage ſtellen. In der Regel entwirft man fogenannte „Grundriſſe“ 
bei Disciplinen, deren Berechtigung nicht nur widerſpruchlos feſtſteht, ſondern 
deren Entfaltung und Bearbeitung ſchon einen ſolchen Umfang erreichte, daß es 
nothwendig wird, die Hauptprincipien dem Wißbegierigen bündig darzulegen. 
Beides greift rückſichtlich dieſer erſt in jüngſter Zeit aufgetauchten Wiſſenſchaft 


unſeres Erachtens noch nicht platz, wenngleich Eapacitäten von unbeſtreitbar 


hohem Range wie Comte, Quetelet, Herbert Spencer, insbeſondere aber 
Schäffle, Lilienfeld und Baſtian dieſelbe mit einem ſtattlichen Aufwande 
von Geiſt in der Gelehrtenwelt einführten. An ihre ungemein werthvollen For⸗ 
ſchungen knüpft nun der Verfaſſer an, und zwar, was wir ihm zu beſonderem 
Verdienſte anrechnen, nicht in bequemer Nachfolge, ſondern mit ſorgſam 
kritiſcher Erwägung, welcher keineswegs die ſogenannte literariſche Autorität, 
wohl aber die Grundhältigkeit der Motivirung imponirt. Das iſt das allein 
förderliche, richtige Vorgehen des Pionniers auf einem neugebahnten Pfade, — 
ein auch in der praktiſchen Richtung zweckdienliches, welches überdies von der 
Juriſtenwelt aufmerkſamer verfolgt werden ſollte, als es bis nun geſchah, obwohl 
es ſich um belangreiche Probleme des Staatslebens handelt. Denn laſſen ſich 
Geſetze der ſocialen Entwicklung feſtſtellen, ſo muß der Juriſt, Politiker und 
Volkswirth von denſelben Aet nehmen und iſt ganz recht daran, wenn er ſchon 
den Werdeproceß der „Sociologie“ mit ſorgſamem Ange verfolgt. An der Hand 
dieſes „Grundriſſes“ wird er dies unſchwer vermögen, ja eine wirkliche 
Bereicherung namentlich aus jenen Partien ſchöpfen, welche über Recht, Moral, 
Staat, Geſellſchaft, Nationalität meiſt ganz originale Aufſchlüſſe bieten. Zudem 
iſt der Verfaſſer ein abgeſagter Feind des banalen Doctrinarismus und geſtaltet 
feine Unterſuchungen innerhalb der Schranken exacter Behandlung überall 
anregend und intereſſant, wenn ſich gleich über die Reſultate nicht ſelten mit ihm 
rechten ließe. Muthmaßlich werden ſie auch von den Gegnern des Monismus 
und Determinismus angefochten werden, — aber wenigſtens ſind es die 
Reſultate ſeiner ernſten und ſelbſtſtändigen Forſchung, und ſchon der energiſche 


[Nachdruck, mit welchem er conſequent den einmal angenommenen Standpunkt 


vertritt, wird ihm den Beifall einſichtiger Leſer gewiß erringen, die noch das 
unſterbliche Wort Leſſing's hoch halten, kraft deſſen das Suchen nach Wahr⸗ 
heit mehr geiſtige Befriedigung gewährt, als die endlich gefundene Wahr— 
heit ſelbſt. R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 

Nr. 149. Ausgeg. am 23. December. — Verordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 19. December 1884, womit für Jänner 1885 das Aufgeld beſtimmt 
wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu ent⸗ 
richten iſt. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
normalſpurige Eiſenbahn von Monfalcone, eventuell Roncht, an die italieniſche 
Reichsgrenze. 4. November. 3. 39.166. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Iſchl über St. Wolfgang, 
Mondſee und Thalgau zum Anſchluſſe an die Kaiſerin-Eliſabeth⸗Bahn bei See⸗ 
kirchen oder Salzburg. 28. November. Z. 40.463. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Neubydzow in der Richtung gegen 
Nechanitz zum Anſchluſſe an die projectirte Localbahn Sadowa⸗Nechanitz. 8. Decem⸗ 
a 2%. e 

Nr. 150. Ausgeg. am 25. December. — — — 

Nr. 151. Ausgeg. am 30. December. — Erlaß des k. k. Handelsm ini- 
ſters vom 12. December 1884, H. M. 3. 1791, an die Verwaltungen der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Anbringung von Stiruthüren in einem 
Theile der gedeckten Laſtwagen. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom, 
24. December 1884, Z. 46.506, an die Verwaltungen der k. k. priv. Südbahn⸗ 
Geſellſchaft, priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, k. k. priv. öſterr. 
Nordweſtbahn, a. priv. Buſchtehrader Eiſenbahn und der k. k. priv. böhmiſchen 
Weſtbahn, betreffend die Außerkraftſetzung der gegen die Einſchleppung der 
Eholeraepidemie angeordneten fanttären Reviſion der aus Italien, der Schweiz 
und aus Frankreich nach Oeſterreich kommenden Reiſenden und ihres als Paſſa⸗ 


gier⸗, Fracht⸗ oder Eilgut eingebrachten Gepäckes. — Conceſſion zum Baue und 
Betriebe einer Pferdeeiſenbahnlinie in Wien, anſchließend an die beſtehenden 
Geleiſe in die „Hundsthurmerſtraße“ bis zu den Remiſen in Penzing. — 6. Decem⸗ 
ber. Z. 42.640. — Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schlepphahn von 
der Station Olmütz zur Malzfabrik der Gebrüder Kubelka in Kloſter Hradiſch. 
15. December. Z. 42.483. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für eine als Dampftramway auszuführende Localbahn von Iſchl nach 
Strobl und für eine Zahnradbahn von St. Wolfgang auf den Schafberg. 
3. December. Z. 41.083. — Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf 
den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. December. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 7. Ausgeg. am 6. Juni. — Circularverordnung vom 30. Mai 1884, 
Nr. 8798 1994 III. Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. — Circular⸗ 
verordnung vom 30. Mai 1884, Nr. 8799,1995 III. Betreffend die Betheilung 
der Gendarmerie mit der Nenauflage des Kilometerzeigers und mit dem Supple⸗ 
mentsbande hiezu. 

Nr. 8. Ausgeg. am 5. Juli — Circularverordnung vom 24. Juni 1884, 
Praes. Nr. 985. Verlautbarung des Statuts und der Dienſtinſtruction für das 
Gendarmeriecorps für Bosnien und die Hercegovina. — Circularverordnung 
vom 16. Juni 1884, Nr. 9864 632 VI. Verlautbarung der geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Verlängerung der Geltung des Geſetzes, betreffend 
die Einführung von Ausnahmsgerichten in Dalmatien. 

Nr. 9. Ausgeg. am 22. Auguſt. — Circularverordnung vom 7. Juli 1884, 
Nr. 11.091 708 VI. Verlautbarung des Geſetzes zur Abänderung des 8 3 des 
Geſetzes über den Wirkungskreis der Militärgerichte. 

Nr. 10. Ausgeg. am 20. September. Circularverordnung vom 
16. September 1884, Nr. 14.954 3371 III. Hinausgabe der Sammlung der 
Reichsgeſetze und Miniſterialverordnungen zum Gebrauche der k. k. Gendarmerie, 
Jahrgang 1882 und 1883. 

Nr. 11. Ansgeg. am 30. October. — — — 

Nr. 12. Ausgeg. am 30. December. — Circularverordnung vom 8. Decem— 
ber 1884, Nr. 19.668 4400 III. Berichtigung der Militär-Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 


Nr. 19. Ausgeg. am 7. Juli. — Cireularverordnung vom 29. Juni 1884, 
Praes. Nr. 975. Verlautbarung der ökonomiſch-adminiſtrativen Verfügungen in 
Durchführung der organiſchen Beſtimmungen für die k. k. Landwehr-Fußtruppen. 

Nr. 20. Ausgeg. am 7. Juli. Circularverordnung vom 28. Juni 1884, 
Praes. Nr. 1006. Hinausgabe der organiſchen Beſtimmungen für den Rechnungs⸗ 
dienſt in der k. k. Landwehr. 

Nr. 21. Ausgeg. am 7. Juli. Cireularverordnung vom 26. Mai 1884, 
Nr. 5987 1015 V. Verlautbarung der Beſtimmungen, betreffend die Verein- 
fachung des Geldverrechnungsweſens in der k. k. Landwehr. 

Nr. 22. Ausgeg. am 7. Juli. Cirenſarverordnung vom 28. Juni 1884, 
Nr. 10.391,1626 IV. Hinausgabe der Inſtruction für die Evidenzhaltung der 
Kartenwerke des militär⸗geographiſchen Inſtitutes. 

Nr. 23. Ausgeg, am 22. Juli. — Circularverordnung vom 5. Juli 1884, 
Nr. 5569 964 V. Normirung des Vorrathes an Proprietäten für die Laudwehr⸗ 
Cavallerie-Regimenter. — Circularverordnung vom 7. Juli 1884, Nr. 11.091, 708 
VI. Verlautbarung des Geſetzes zur Abänderung des § 3 des Geſetzes über den 
Wirkungskreis der Militärgerichte. — Cireularverordnung vom 11. Juli 1884, 
Praes. Nr. 979. Beitritt des Fürſtenthums Bulgarien zur Genfer⸗Convention. 

Nr. 24. Ausgeg. am 4. Auguſt. — Circularverordnung vom 15. Juli 1884, 
Nr. 10.811.1804 V. Neues Uebereinkommen mit der Dampfſchifffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaft des öſterreichiſch-ungariſchen Lloyd für die Regelung der Militärtransporte. 

Nr. 25. Ausgeg. am 20. Auguſt. — Circularverordnung vom 29. Juli 1884, 
Nr. 12.068 1961 IV. Ausgabe des 3. Nachtrages zur Adjuſtirungs⸗ und Aus⸗ 
rüſtungsvorſchrift. — Circularverordnung vom 31. Juli 1884, Nr. 11771/3284 
II b. Theilung des politiſchen Amtsbezirkes Karolinenthal in Böhmen, dann 
Errichtung einer neuen Bezirkshauptmannſchaſt in der Stadt „Königliche Wein⸗ 
berge“, bei gleichzeitiger Auflaſſung der Bezirkshauptmannſchaft Polna. — Cir⸗ 
cularverordnung vom 31. Juli 1884, Nr. 12.288 1997 IV. Hinausgabe des 
1. Nachtrages zum Dienſtbuche M- 7. 

Nr. 26. Ausgeg. am 2. September. — Circularverordnung vom 14. Auguſt 
1884, Nr. 13.290. 2249 IV. Ausgabe des 1. Nachtrages zum Militär⸗Medica⸗ 
menten⸗Katalog ſammt Taxe vom Jahre 1882. Kundmachung des Miniſteri⸗ 
ums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 15. Juli 1884, 
womit die nachträgliche Einreihung der Gemeinde Niepolomice in die 7. Claſſe 
des Militär⸗Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlautbart wird. 

Nr. 27. Ausgeg. am 16. September. — — — 
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Nr. 28. Ausgeg. am 18. September. Circularverorduung vom 
27. Auguſt 1884, Nr. 183.7042358 IV. Hinausgabe des Dienſtbuches „Rubriken⸗ 
ordnung und Nomenclatur des k. k. Trainmateriales vom Jahre 1884“. - 
Circularverordnung vom 1. September 1884, Nr. 13.323 2216 V. Verlegung 
des kraineriſchen Landwehr⸗Schützen⸗Bataillons Nr. 24. Circularverordnung 
vom 2. September 1884, Nr. 14.222 2441 IV. Berichtigung der organiſchen 
Beſtimmungen für die k. k. Landwehr⸗Evidenthaltungen. — Circularverordnung 
vom 5. September 1884, Nr. 14.198, 2364 V. Verlegung der böhmiſchen Land⸗ 
wehr⸗Infanterie⸗Bataillone Nr. 44 und 46. — Circularverorduung vom 7. Sep⸗ 
tember 1884, Nr. 14.107, 3844 II b. Ausſcheidung der Gemeinde Troubek aus 
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Kojetein und Zuweiſung derſelben zum Sprengel 
des Bezirksgerichtes Prerau. 

Nr. 29. Ausgeg. am 27. September. Cirenlarverordnung vom 
22. September 1884, Praes. Nr. 1349. Aufſtellung der Landwehr⸗Commanden 
in Joſephſtadt und Krakau und der Landwehrgerichte daſelbſt. — Cireularver— 
ordnung vom 25. September 1884, Nr. 15.416 2593 V. Verlegung des nieder- 
öſterreichiſchen Landwehr⸗Schützen⸗Bataillons Nr. 5. 

Nr. 30. Ausgeg. am 4. October. — — — 

Nr. 31. Ausgeg. am 9. October — 

Nr. 32. Ausgeg. am 9. October. — Circularverordnung vom 2. October 1884, 
Nr. 15.886 1024 VI. Verlautbarung des Staatsvertrages zwiſchen der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie und dem Kaiſerthume Braſilien wegen gegen— 
ſeitiger Auslieferung von Verbrechern. 

Nr. 33. Ausgeg. am 27. October. 

Nr. 34. Ausgeg. am 31. October. 

Nr. 35. Ausgeg. am 31. October. 

Nr. 36. Ausgeg. am 31. October. — 

Nr. 37. Ausgeg. am 24. November. Circularverordnung vom 
29. October 1884, Nr. 16.434 2780 V. Ausgabe des Heeresdienſtbuches M—1, 
„Inſtruction für den Dienſtbetrieb, die Verwaltung und Verrechnung bei den 
Monturs⸗Verwaltungsanſtalten des k. k. Heeres“ II. Theil. — Eircularverordnung 
vom 18. October 1884, Nr. 16.490 4283 II b. Beginn der Amtswirkſamkeit des 
neu zu errichtenden Bezirksgerichtes Biecz in Galizien. — Kundmachung des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 9. Dcto- 
ber 1884, womit die nachträgliche Eiureihung der Gemeinde Hoheuthurn in die 
5. Claſſe des Militär-Zinstarifes R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlautbart wird. 

Nr. 38. Ausgeg am 6. December. — Circularverordnung vom 18. Novem⸗ 
ber 1884, Nr. 18.561 4797 II b. Feſtſtellung der Vergütung für die Militär 
Durchzugsverpflegung im Jahre 1885. 

Nr. 39. Ausgeg. am 14. December. Circularverordnung vom 
10. December 1884, Praes. Nr. 1731. Ausgabe von organiſchen Beſtimmungen 
für den Seelſorge⸗, Sanitäts- und Intendanzdienſt in der k. k. Landwehr. 

Nr. 40. Ausgeg. am 24. December. — — — 

Nr. 41. Ausgeg. am 31. December. — 

Nr. 42. Ausgeg. am 31. December. — — 

Nr. 43. Ausgeg. am 31. December. — Circularverordnung vom 22. Decem⸗ 
ber 1884, Nr. 20.280 5201 II b. Ausſcheidung der Gemeinde Holleſchowitz-Bubna 
aus dem Amtsgebiete der Bezirkshauptmannſchaft Karolinenthal und Unterſtellung 
derſelben unter den Magiſtrat der Laudeshauptſtadt Prag. — Circularverordnung 
vom 22. December 1884, Nr. 20.472 1339 VI. Verlautbarung der Verordnung 
über die Einſtellung der Geſchwornengerichte für den Gerichtshofſprengel Wiener⸗ 
Neuſtadt. — Circularverordnung vom 23. December 1884, Praes. Nr. 1806. 
Berichtigung der organiſchen Beſtimmungen für die k. k. Landwehr⸗Fußtruppen. 

Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Honorar⸗Legationsſeeretäre Friedrich Prinzen zu 
Hohenlohe-Waldenburg, Gilbert Grafen Hohenwart und Siegfried Clary- 
Aldringen zu wirklichen Legationsſeeretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Wien Theodor Ritter 
von Kronenfels den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Theodor Haberer und dem Inſpector der General⸗Inſpection der öſter⸗ 
en Eiſenbahnen Anton Kral das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 


Erledigungen. 
Rechnungsrathsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdirection, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 265.) 
Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclafſe im Status des 
Rechnungsdepartements der Wiener Steueradminiſtrationen, bis Mitte December. 
(Amtsbl. Nr. 266.) 


biezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 33 der Erkenutniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


